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Der Stellenwert demokratischer Rechte 
der Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften 
im bürgerlichen Arbeitsrecht

Für die Frage, welchen Weg die kapitalistischen Länder neh­
men werden, ob die Entwicklung politisch weiter nach rechts 
geht oder ob eine demokratische Wende eingeleitet wird, er­
halten die demokratischen Rechte der Arbeiterklasse und ih­
rer Gewerkschafter! notwendigerweise einen höheren Stellen- 
wert~äls vordem.* 23-Sie werden zum Gradmesser für die ver­
schiedenen Abstufungen der bürgerlichen Demokratie, je 
nachdem, in welcher Quantität und Qualität der Angriff auf 
diese Rechte geführt wird, in welcher Weise sie eingeschränkt, 
ausgehöhlt und aufgehoben werden oder inwieweit reale Mög­
lichkeiten einer Verteidigung dieser Rechte, ihres Ausbaus 
und ihrer kämpferischen Durchsetzung gegeben sind. Der 
Kampf um diese Rechte ist Bestandteil der gesellschaftspoliti­
schen Gesamtstrategie der revolutionären Arbeiterbewegung, 
die auf die Erkämpfung einer antimonopolistischen Demokra­
tie orientiert. Da dessen erstes Teilergebnis darin bestehen 
muß, die konservativ-sozialreaktionäre Variante imperiali­
stischer Herrschaftsausübung zurückzudrängen und dagegen 
die Positionen einer sozialreformistischen, bürgerlich-libera­
len Variante zu formulieren und dieser zum Durchbruch zu 
verhelfen24, kann dabei das Wechselverhältnis zwischen der 
Existenz und dem Gebrauch dieser Rechte einerseits und der 
Art imperialistischer Herrschaftspolitik andererseits nicht 
übersehen werden.

Diese Rechte, die als Arbeiter- und Gewerkschaftsrechte 
bezeichnet werden sollten25, haben durchweg soziale, ökono­
mische und politische Elemente in sich aufgenommen. Sie sind 
deshalb nicht ohne weiteres einem dieser Bereiche zuzuordnen, 
es sei denn, man bewertet bestimmte Elemente als bestim­
mende Elemente. Aber selbst wenn man der Gefahr einer 
willkürlichen Zuordnung entginge, bliebe der Fakt, daß die 
organische Einheit dieser Rechte zerrissen wird.

Sozialökonomische Belange können heute nur zugleich als 
politische Forderungen verfochten werden26; ebenso bleiben 
politische Forderungen ohne ihre sozialökonomische Fundie­
rung ein Abstraktum. Deshalb ist es einseitig betrachtet — 
und damit falsch —, wenn man das Mitbestimmungsrecht, das 
Koalitionsrecht und das Streikrecht als politische Rechte,' das 
Recht auf Arbeit und das Recht auf soziale Sicherheit hinge­
gen als soziale Rechte bezeichnet.27 Angesichts der Massen­
arbeitslosigkeit in den meisten kapitalistischen Ländern so­
wie angesichts der Tatsache, daß das Recht auf Arbeit alle 
gesellschaftlich wichtigen Gruppen bewegt und daß die Ge­
werkschaften ihre Forderungen, dieses Recht in die Verfas­
sung aufzunehmen und notwendige Maßnahmen zu seiner 
Realisierung zu treffen, in erster Linie an die staatlichen 
Machtorgane und an die politischen Parteien richten müssen 
(ohne dabei die Unternehmerverbände als Tarif Parteien aus 
ihrer Verantwortung zu entlassen), wird niemand bestreiten 
können, daß das Recht auf Arbeit nach dem Recht auf ein 
Leben im Frieden das wichtigste politische Recht der Gegen­
wart ist. Allein mit Mitteln der Tarifpolitik ist Strukturkrisen 
und hoher Arbeitslosigkeit nicht beizukommen.

Natürlich wird mit den vorstehenden Überlegungen das 
traditionelle und auch durch völkerrechtliche Vereinbarungen 
festgeschriebene System der Zuordnung dieser Rechte in 
Frage gestellt. Für das praktische Vorgehen mag das belang­
los sein. Jedoch kommt es in dem hier erörterten Zusammen­
hang darauf an, den richtigen theoretischen Ansatzpunkt für 
die These .herauszufinden, daß diese Rechte von dem allge­
meinen Katalog der bürgerlichen Grundrechte abgehoben 
werden müssen, und dies auch begrifflich zum Ausdruck zu 
bringen.28

Die Erkenntnis der marxistisch-leninistischen Staats- und 
Rechtstheörie, daß die Erringung demokratischer und sozia­
ler Rechte der Arbeiterklasse im Kapitalismus prinzipiell 
nichts am Klassenwesen des bürgerlichen Rechts ändert, wird 
damit nicht etwa aufgehoben. Das Wesen des bürgerlichen

Rechts ergibt sich in der Tat nicht aus der Summe der unter­
schiedlichen Interessen, die sich in seinen Regelungen wider­
spiegeln, sondern aus der auf den kapitalistischen Produk­
tionsverhältnissen beruhenden bürgerlichen Staats- und 
Rechtsordnung. Aber der Kampf der Arbeiterklasse um ge- 
gesellschaftlichen Fortschritt hängt wesentlich von der Vertei­
digung und vom Ausbau demokratischer Rechtspositionen ab. 
Das schließt die Tatsache ein, daß die durch verfassungsmä­
ßige Rechte eröffneten Möglichkeiten mit rein juristischen 
Mitteln weder ausgeschöpft noch gewährleistet und folge­
richtig die Anstrengungen realer Klassenkämpfe nicht durch 
die Anstrengung des Begriffs ersetzt werden können.29

Dennoch erhebt sich die Frage, ob es ausreicht, wenn man 
diese Rechte als nicht mehr unter einem bürgerlichen Vorzei­
chen stehend betrachtet30 oder sie als Rechte bezeichnet, durch 
die sich die Monopolbourgeoisie, obwohl sie diese Rechte zum 
Teil in ihre eigene Verfassung aufgenommen hat, gefesselt 
fühlt.31 Es muß vielmehr deutlicher zum Ausdruck gebracht 
werden, daß diese Rechte in ihrer Grundsubstanz den Inter­
essen des Kapitals zuwiderlaufen und unter bestimmten ob­
jektiven und vor allem subjektiven Voraussetzungen zu einem 
den revolutionären Kampf befördernden Element werden 
können. Das heißt konkret: sie müssen als ein Element der 
Verteidigung der bürgerlichen Demokratie und der Verhin­
derung einer politischen Entwicklung nach rechts betrachtet 
werden, zugleich aber auch als ein Element, das demokratische 
Umwälzungen und eine Wende zu demokratischem und so­
zialem Fortschritt voranzutreiben vermag. Hier läuft m. E. ein 
Prozeß ab, in dem sich eine neue Qualität dieser Rechte her­
ausbildet.

Der Prozeß der Herausbildung einer neuen Qualität 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsrechte

Die von der Arbeiterklasse in Jahrzehnten erkämpften Rechte 
prägen sich im antimonopolistischen Kampf weiter aus: sie 
dienen ihrem unverfälschten Inhalt nach ausschließlich den 
Interessen der Arbeiterklasse und der mit ihr verbündeten 
Kräfte und sind unmittelbar auf die Zurüekdrängung der 
Monopolmacht gerichtet. Sie sind also nicht ausschließlich 
Rechtstitel, die nur für die Zukunft wirken, sich erst nach
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lichen Staatsformen im Imperialismus (Internationales Sympo­
sium des Instituts für Theorie des Staates und des Rechts der 
Akademie der Wissenschaften der DDR, Neubrandenburg, Okto­
ber 1981), Teil 2, Berlin 1982, S. 56 ff.
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